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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Uwe Jens, Hans-Eberhard Urbaniak, Wolfgang Weiermann, 
Peter W. Reuschenbach, Hermann Bachmaier, Holger Bartsch, ingrid Becker-Inglau, 
Hans Berger, Lieselott Blunck (Uetersen), Dr. Ulrich Böhme (Unna), Arne Börnsen 
(Ritterhude), Ursula Burchardt, Peter Conradi, Elke Ferner, Lothar Fischer 
(Homburg), Norbert Formanski, Anke Fuchs (Köln), Dr. Fritz Gautier, Michaei 
Habermann, Volker Jung (Düsseldorf), Marianne Klappert, Dr. Karl-Heinz 
Kiejdzinski, Dr. Elke Leonhard-Schmid, Klaus Lohmann (Witten), Dieter Maaß 
(Herne), Herbert Meißner, Jutta Müller (Völklingen), Albrecht Müller (Pleisweiler), 
Christian Mülier (Zittau), Adolf Ostertag, Albert Pfuhl, Joachim Poß, Otto Reschke, 
Woifgang Roth, Horst Schmidbauer (Nürnberg), Wilhelm Schmidt (Saizgitter), Otto 
Schily, Günter Schluckebier, Dr. R. Werner Schuster, Ernst Schwanhold, Dr. Sigrid 
Skarpelis-Sperk, Ludwig Stiegler, Dr. Peter Struck, Dr. Dietrich Sperling, Margitta 
Terborg, Hans-Günther Toetemeyer, Jochen Welt, Helmut Wieczorek (Duisburg), 

Dr. Norbert Wieczorek, Heidemarie Wieczorek-Zeul, Hans-Ulrich Kiose 
und der Fraktion der SPD 


Den „Montan-Standort Deutschland“ stabilisieren - 

Neue Arbeitspiätze schaffen - Soziaie Folgen der Krise auffangen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest; 

— Die Bundesregierung und die EG haben es versäumt, rechtzei- 
tig den in anderen EG-Staaten unverhältnismäßig hohen Sub- 
ventionen entgegenzuwirken, 

— die Bundesregierung und die EG haben es versäumt, durch 
freien Handel unter fairen Wettbewerbsbedingungen und rea- 
listischen Preisen den Stahlmarkt, insbesondere in Europa, zu 
stabilisieren, 

— die Bundesregierung muß jetzt nach Eintritt der Montankrise 
den betroffenen Menschen und Regionen beistehen. 

Die Bundesregierung wird deshalb aufgefordert, 

— mit den Betroffenen, Arbeitnehmern, Unternehmen, Ländern 
und Kommunen gemeinsam Maßnahmen zur Überwindung 
der Krise und auch zur sozialen Abfederung von unvermeid- 
lichen Arbeitsplatzverlusten sowie zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze in den betroffenen Montan-Standorten zu verab- 
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reden. Deshalb muß eine nationale Stahlkonferenz unverzüg- 
lich einberufen werden; 

— bei der EG-Kommission die Anwendung des Artikels 58 des 
Montanvertrages einzufordern und die manifeste Krise aus- 
rufen zu lassen. Für eine Übergangszeit sind Außenregelun- 
gen, insbesondere gegenüber Ost-Europa unabdingbar; 

— umgehend eine „Kohle-Pfennig "-Regelung für 1994 und 1995 
zu erreichen und unverzüglich die Festlegung einer finan- 
ziellen Anschlußregelung für die Verstromung der in der 
Kohlerunde '91 vereinbarten Kohlemengen herbeizuführen 
und eine Unterstützung für die Aufrechterhaltung des Hütten- 
vertrages zu geben; 

— die Mitfinanzierung der sozialen Anpassung aus Mitteln der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Montan- 
union) durch Bereitstellung von Bundes- und Landesmittel zu 
gewährleisten; 

— auf die EG-Kommission einzuwirken, ein regionales Hilfspro- 
gramm in der Nachfolge des „Resider" -Programms aufzulegen, 
das alle deutschen Montan- Standorte umfaßt; 

— den unvermeidbaren Abbau von Arbeitsplätzen mit Maßnah- 
men zur Schaffung neuer dauerhafter Arbeitsplätze zu beglei- 
ten. Es ist alles zu tun, um betriebsbedingte Kündigungen zu 
unterbinden. Das Stellvertreterprinzip ist auf die Unternehmen 
anzuwenden; 

— auch mit dem Instrument von Beschäftigungsgesellschaften zur 
Aufarbeitung von Stahl- und Kohle-Industriebrachen für Ar- 
beitsplätze zu sorgen und damit zur Bereitstellung von Ge- 
werbeflächen für die Ansiedlung von neuen und qualifizierten 
Arbeitsplätzen beizutragen; 

— die Industrie Standorte, insbesondere auch die Montan-Stand- 
orte nachhaltig abzusichern, um auch die mittelständischen 
Unternehmensstrukturen in den betroffenen Regionen nicht 
zerstören zu lassen. 

Bonn, den 3. März 1993 
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Begründung 


1. 


Die Stahlkrise trifft an allen Standorten Deutschlands viele Men- 
schen. Die abrupt erzwungene Anpassung kann bis zu 40 000 Ar- 
beitsplätze allein im Stahlbereich kosten. Die Arbeitsplätze, die 
bei der Kohle und im wirtschaftlichen Umfeld in der Folge der 
Stahlkrise verlorengehen, sind noch nicht abzuschätzen. 

Die Ausrufung der manifesten Krise ist notwendig, weil in einer 
durch Wettbewerb gekennzeichneten Wirtschaftsordnung freiwil- 
lige Vereinbarungen über Produktionsquoten und Preisabspra- 
chen erfahrungsgemäß nicht greifen. 

Die anstehenden Entlassungen der Arbeitnehmer wurden durch 
eine Strukturkrise mit heftigen Anpassungsschocks verursacht. Es 
ist dringend notwendig, das weitere Vorgehen mit allen Beteilig- 
ten unverzüglich abzustimmen und die Finanzierung der Maß- 
nahmen sicherzustellen. Für solche Anpassungskrisen hat die 
Montanunion Vorsorge getroffen. Es kann auf das Montanvermö- 
gen zurückgegriffen werden. Voraussetzung für die „Freigabe'' 
dieser Mittel ist, daß in dem betroffenen Land zur Mitfinanzierung 
die gleiche Summe bereitgestellt wird. Die Bundesregierung hat 
diese nationale Kofinanzierung sicherzustellen. Der Bund und die 
Länder sollen einvernehmlich eine entsprechende Regelung 
treffen. 


Zur Begleitung der Strukturkrise ist die Auflage eines regionalen 
Hilfsprogramms der EG nach dem Vorbild des erfolgreichen Pro- 
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gramms „Resider"' einzufordern. Dazu sind die Verhandlungen 
mit der EG-Kommission unverzüglich aufzunehmen. 

Dabei hat die Bundesregierung darauf zu achten, daß dieses 
Programm nicht in die Berechnung der Fördergebiete der allge- 
meinen Regionalförderung einbezogen wird. 

Ziel der Verabredung mit allen Betroffenen muß es sein, eine 
„Rahmenkonzeption für die nationale Stahlindustrie" zu entwik- 
keln und die Umsetzungsschritte verbindlich zu vereinbaren. Ein 
weiterer Abbau der Stahlbasis in Ostdeutschland ist wegen ihrer 
regionalpolitischen „ Kernfunktion " auszuschließen. 

Die Rahmenkonzeption stellt folgende Anforderungen an die 
Bundesregierung: 

— Die Aktivitäten zur Schaffung neuer Arbeitsplätze in den Stahl- 
regionen sind deutlich zu intensivieren. Die Maßnahmen sind 
in differenzierte arbeitsmarkt- und strukturpolitische Maßnah- 
men unter finanzieller Beteiligung der öffentlichen Haushalte 
und der EG einzubinden. Der Abbau von Arbeitsplätzen ist mit 
Maßnahmen zur Schaffung dauerhafter Arbeitsplätze zu be- 
gleiten. Ansatzpunkte hierfür bieten auch zukünftig die 
„Frankfurter Vereinbarung" sowie die konkreten Vorschläge 
der IG-Metall zur Umsetzung dieses beschäftigungsorientier- 
ten Anspruches. 

— Für die neuen Bundesländer sind die Stahl-und Industriestand- 
orte zu sichern. Hier ist speziell auch die Treuhandanstalt in die 
Pflicht zu nehmen. 

— Auf nationaler Ebene ist unter finanzieller Beteiligung der 
Stahlunternehmen bzw. -konzerne ein „Stahlbranchen-Fonds" 
für Forschung und Entwicklung sowie die Initiierung von Pilot- 
projekten „Neue Beschäftigung" einzurichten. Eine Diversifi- 
zierung der Produktpalette ist anzustreben. 

— Die Demokratisierung wirtschaftspolitischer Entscheidungs- 
prozesse, insbesondere die gesetzliche und vertragliche Wei- 
terentwicklung der qualifizierten Mitbestimmung in Zusam- 
menhang mit neuen Unternehmensstrategien, ist voranzutrei- 
ben. Gleichzeitig muß die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
eine europäische Dimension erhalten, damit eine Unterneh- 
mensverfassung mit länderübergreifenden Mitbestimmungs- 
formen und europäischen Betriebsräten EG-weit erlassen wird. 

— Projekte einer arbeitsorientierten Struktur- und Regionalpolitik 
unter Beteiligung der Gewerkschaften müssen unverzüglich 
eingeleitet werden. 

Die soziale Flankierung der Rahmenkonzeption erfordert fol- 
gende Maßnahmen: 

— Das Instrumentarium nach Artikel 56 des EGKS-Vertrages soll 
voll genutzt und erweitert werden. Finanzmittel dürften zu- 
künftig nicht mehr vorrangig für Kapazitätsstillegungen bereit- 
gestellt werden, sondern müssen künftig gleichgewichtig auch 
für die allgemeine Beschäftigungsförderung eingesetzt wer- 
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den. Ebenso ist eine Anwendung des Artikels 56 für Rationali- 
sierungsmaßnahmen zu gewährleisten. 

— Es muß in Erwägung gezogen werden, das EGKS- Vermögen 
von der EG-Kommission in eine „europäische Motanstiftung" 
einzubringen. Die Montanumlage ist beizubehalten. Die Stif- 
tungsmittel sind für Pilotprojekte zur Flankierung von Kapazi- 
tätsanpassungsmaßnahmen in betroffenen Stahlregionen wir- 
kungsvoll einzusetzen. Die europäische Montanstiftung erhält 
einen paritätisch aus Vertretern der Stahlunternehmen, der 
Gewerkschaftsorganisationen und der öffentlichen Hand 
besetzten Beirat. 

— Die Möglichkeiten des vorzeitigen Ausscheidens unter 55 Jah- 
ren im Rahmen von Sozialplanleistungen müssen geprüft 
werden. 

II. 

Zwar sind die Auswirkungen der Stahlkrise für den Steinkohle- 
bergbau noch nicht abzusehen, aber sie werden den bereits ver- 
abredeten Arbeitsplatzabbau dramatisch verschärfen. 

Denn mit diesen Vereinbarungen in der Kohlerunde '91 ist der 
Abbau von rund 30 000 Arbeitsplätzen im Steinkohlebergbau fest 
programmiert. 

Die Zahl der Arbeitsplätze, die in Folge der Stahlkrise beim 
Bergbau verlorengehen, kommen zu der oben genannten Zahl 
hinzu. Erst vorsichtige Schätzungen belaufen sich auf bis zu 
15 000 Stellen. Einen so hohen Arbeitsplatzverlust kann man 
schwerlich noch regionalverträglich gestalten. Deshalb sind Kür- 
zungen, wie von der Bundesregierung im „föderalen Konsolidie- 
rungsprogramm"' vorgesehen, nicht hinnehmbar, weil sie mit den 
angekündigten Kürzungen und der Einschränkung der Anpas- 
sungsregelung den Stillegungsprozeß noch zusätzlich beschleuni- 
gen würden. Die Folge davon wäre Arbeitslosigkeit an den 
Montan- Standorten. 

Spezielle arbeitsmarktpolitische Instrumente, wie Umschulung 
und Qualifizierung sowie Beschäftigungsgesellschaften, sind not- 
wendig, weil das Instrument der „Anpassungsregelung" bereits 
ausgereizt ist. Das Durchschnittsalter der Belegschaften ist so 
niedrig, daß das Angebot eines Vorruhestandes ins Leere geht. 
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